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Text 

Ausschluss von der Einberufung 

§ 25. (1) Von der Einberufung zum Präsenzdienst sind ausgeschlossen 

 1. Wehrpflichtige, über die eine Freiheitsstrafe verhängt worden ist und die Strafaufschub oder 
Strafunterbrechung bewilligt erhielten, für die Dauer dieses Aufschubes oder dieser 
Unterbrechung, 

 2. Wehrpflichtige, die sich in Haft befinden oder sonst auf behördliche Anordnung angehalten 
werden, für die Dauer dieser Haft oder dieser Anhaltung, 

 3. Wehrpflichtige, die 

 a) die Voraussetzungen für die Befreiung von der Stellungspflicht nach § 18 Abs. 3 erfüllen oder 

 b) nach Maßgabe völkerrechtlicher Verpflichtungen von der Leistung eines Wehrdienstes befreit 
sind, 

sofern sie der Einberufung nicht ausdrücklich zugestimmt haben, und 

 4. hinsichtlich der Einberufung zum Grundwehrdienst jene Wehrpflichtigen, die nachweislich in 
einer laufenden Schul- oder Hochschulausbildung oder sonstigen Berufsvorbereitung am Beginn 
jenes Kalenderjahres standen, in dem jene Stellung begann, bei der erstmals oder, im Falle einer 
zwischenzeitlich festgestellten vorübergehenden Untauglichkeit oder Untauglichkeit, neuerlich 
ihre Tauglichkeit festgestellt wurde. 

Wird die Stellung nach Z 4 zu einem späteren Termin als jenem begonnen, zu dem der Wehrpflichtige 
erstmals aufgefordert wurde, so ist der Beginn des Kalenderjahres maßgeblich, in dem dieser erstmalige 
Stellungstermin lag. Der Ausschluss nach Z 4 gilt, sofern die Wehrpflichtigen einer Einberufung nicht 
ausdrücklich zugestimmt haben, bis zum Abschluss der jeweiligen Berufsvorbereitung, längstens jedoch 
bis zum Ablauf des 15. September jenes Kalenderjahres, in dem diese Wehrpflichtigen das 28. Lebensjahr 
vollenden. 

(2) (Verfassungsbestimmung) Über den Ausschluss nach Abs. 1 hinaus sind Wehrpflichtige, die im 
Ausland mindestens zwei Jahre Entwicklungshilfedienst im Sinne des Entwicklungshelfergesetzes, BGBl. 
Nr. 574/1983, geleistet haben und denen dies von dem für Angelegenheiten der Entwicklungshilfe 
zuständigen Bundesminister bestätigt wird, von der Einberufung zum Präsenzdienst ausgeschlossen, 
sofern sie der Einberufung nicht ausdrücklich zugestimmt haben. Eine Einberufung solcher 
Wehrpflichtiger zum Einsatzpräsenzdienst oder zu außerordentlichen Übungen sowie der vorläufige 
Aufschub ihrer Entlassung aus einem Präsenzdienst ist auch ohne ihre Zustimmung zulässig. 

(3) Hinsichtlich einer Zurückziehung der Zustimmung von Wehrpflichtigen nach Abs. 1 Z 3 und 4 
sowie Abs. 2 gilt § 22 Abs. 3. 


